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Abend Ausgabe. 


Abonnemeunts⸗Einladung. 


Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
auswärtigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
neuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 


reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages- 
ereigniſſen, aus den gewöhnlich 
jo intereſſanten Kammerbe⸗ 
richten, aus den lokalen und v» 
vinziellen Begebniſſe .ivıeten, 
die Schnelligkeit unſerer Nachrichten iſt ſo 
bekannt, daß wir es uns verſagen können, 
zur Empfehlung unſerer Zeitung irgend 
etwas zuzufügen. Wir werden auch ferner⸗ 
hin für ein ſpannendes und in⸗ 
tereſſantes Feuilleton ſorgen 
Der Preis der zweimal täglich er⸗ 


ſcheinenden Stettiner Zeitung beträgt 
außerhalb auf allen Poſtanſtalten vierteljähr⸗ 
lich nur zwei Mark, in Stettin in der 
Expedition monatlich 30 Pfen⸗ 


nige, mit Bringerlohn 70 Pfg. 
Die Redaktion. 


Deutſcher Reichstag. 


mr ig vom 23. März. 
Präſident v. Goßler eröffnet die Sitzung 


um 121], Uhr. 

Am Tiſche des Bundesrathes: von Bötticher, 
Bitter, v. Stoſch, v. Kameke. 

Tagesordnung: 

IJ. Fortſetzung der dritten Berathung des 
Etats in Verbindung mit der dritten Berathung 
des Anleihegeſetzes. 

Bei dem Etat des Reichsamts des Innern 
bemängelt Abg. Dr. Franz die Unvollſtändigkeit 
der Berichte der Fabrikinſpektoren. 

Staatsſekretär v. Boetticher erwidert zu- 
nächſt, daß darüber kein Zweifel obwalten könne, 
daß das im Buchhandel erſchienene Werk ein amt- 
liches Aktenſtück iſt. Daſſelbe trage den Titel!: 
„Amtliche Berichte aus den Berichten der Fabrik- 
inſpektoren“ und führe den Reichsadler im Titel- 
blatt. Gewiſſe Abſichten und Tendenzen lägen der 
Regierung bei Veröffentlichung dieſer Berichte fern. 
Die Rückſicht auf den Umfang der Berichte geſtatte 
nur die auszugsweiſe Reproduktion derſelben. Es 
werde nur das Wichtigſte aus den Berichten ver- 
öffentlicht und alle gleichgültigen Dinge fortge- 
laſſen. 

Abg. v. Czarlinski kommt noch einmal 
auf die Auswanderungsfrage zurück. Redner ver- 
langt eine Regelung des Auswanderungseweſens, 
namentlich eine Beſchränkung der agitatoriſchen Thä⸗ 
tigkeit der Auswanderungs-Agenten, welche jetzt 
ſogar in amtlichen Blättern zur Auswanderung 
anzuregen ſuchen. Außerdem würden die Leute in 
ſeiner Heimathprovinz theilweiſe auch durch die 
kirchenpolitiſchen Verhältniſſe zur Auswanderung 
veranlaßt. Man müſſe deshalb dafür ſorgen, Zu- 
ſtände herbeizuführen, welche die Leute an ihre hei- 
mathliche Scholle feſſeln. 

Abg. Auer erklärt fi gegen die Anwen- 
dung polizeilicher Maßregeln zur Unterdrückung der 
Auswanderung. Man möge ſich doch einmal die 
Jammergeſtalten aus Oſtpreußen auf den Berliner 
Bahnhöfen anſehen, um ſich ein Bild zu machen 
von den Zuſtänden welche dort herrſchen müſſen. 
Wolle man, daß die Auswanderung aufhöre, dann 
ſorge man zunächſt dafür, daß die Leute in ihrer 
Heimath eine menſchenwürdige Exiſtenz führen kön- 
nen. Mit dem polizeilichen Druck wolle man zu⸗ 
gleich einen Druck auf die Arbeitsloſen ausüben, 
dem er entgegentreten müſſe. 

Staatsſekretär v. Boetticher erklärt, daß 
die Reichsregierung damit beſchäftigt jei, einen Ge⸗ 
ſetzentwurf auszuarbeiten, der das Ziel verfolgt, 
das Auswanderungsweſen und namentlich den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der Auswanderungs-Agenten zu regeln. 
Der Geſetzentwurf werde vorausſichtlich in der näch- 
ſten Seſſion den Reichstag beſchäftigen. 

Die Abgg. Lingens und v. Czarlinski 


Proteſtiren gegen die ihnen untergelegte Abſicht, po⸗ 


lizeiliche Maßnahmen gegen das Auswanderungsweſen 
gefordert zu haben. Sie wollten Niemandem das 
Recht, ſeine Heimath zu verlaſſen, durch polizeiliche 
Maßregeln beſchränken. 

Abg. v. Saleske wundert ſich über das 
Auftreten des Abg. Auer ſo kurz vor den Wahlen 
nicht. So lange die wirthſchaftlichen Verhältniſſe, 
wie ſie gegenwärtig beſtehen, bei uns andauern, 
ſei es unmöglich, die Lage der ländlichen Arbeiter 
zu verbeſſern. Die Beunruhigung innerhalb der 
ländlichen Bevölkerung komme nur von den Sozial- 
demokraten, die Hoffnungen erregten, welche nicht 
erfüllt werden könnten. 

Bei dem Etat der Militärverwaltung beklagt 
ſich Abg. Kayfer darüber, daß das ſächſiſche 
Militärkommando den Soldaten den Beſuch der 
Tabakshandlung Kayſer u. Co. in Dresden ver- 
boten habe. Die Militärverwaltung ſei geſetzlich 
hierzu gar nicht berechtigt, fie habe nur die milt- 
täriſche Ausbildung zu leiten, der außerdienſtlich 
Verkehr der Soldaten geht die Militärverwaltung 
nichts an. Fürchte man den Verkehr der Sol- 
daten mit den Sozialdemokraten, ſo wäre es viel 
richtiger, dieſe überhaupt nicht in die Armee einzu⸗ 
ftellen. 

Abg. Ackermann vertheidigt die Maßregel 
der ſächſiſchen Regierung. Jede Regierung habe 
die Pflicht, die ſozialdemokratiſchen Ideen von der 
Armee fern zu halten. 

Abg. Kayſer erwidert, daß die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Lehren von dem Vater auf den Sohn 
übergehen und von dieſem auch in die Armee ge- 
langen. 

Abg. Frhr. v. Minnigerode: Ueber 
ı Geiſt, der in unſerer Armte herrscht, wolle er 


kein Wort verlieren, über den Geiſt, der in der 


Kayſer'ſchen Tabakshandlung herrſcht, darüber walte 
ein Zweifel aber gewiß nicht obs Es ſei gut, daß 
die Soldaten von dieſem zweifelhaften Lokal fern 
gehalten werden. 

Bei der Maxineverwaltung bringt Abg. Ha— 
ſenclever zur Sprache, daß die Werftdirektion 
in Wilhelmshaven zu den Entlaſſungsſcheinen der 
Arbeiter eine Stempelgebühr von 1,50 Mark ver- 
langt. Er bittet deshalb dahin wirken zu wollen, 
daß dieſe Stempelgebühr außer Kraft geſetzt 
wird, oder daß die Werftkaſſe die Koſten über- 
nehme. 

Marineminiſter v. Stoſch erwidert, daß 
die Werftkaſſe dieſe Koſten nicht übernehmen 
könne. 

Abg. Rickert: Eine Aenderung der beſte⸗ 
henden Beſtimmungen liege im allſeitigen Intereſſe. 
Er möchte an den anweſenden preußiſchen Finanz⸗ 
miniſter deshalb die Bitte richten, die Initiative 
zur Ausarbeitung eines Geſetzentwurfs zu ergrei- 
fen, welcher den Arbeiter an den Reichs- und 
Staatsanſtalten von dieſer Verpflichtung entbindet. 

Finanzminiſter Bitter erwidert, daß er in 
dieſer rein preußiſchen Angelegenheit eine bindende 
Erklärung nicht abgeben könne. 

An der Debatte betheiligen ſich noch die Abgg. 
Dr. Hänel, Rickert, Richter (Hagen) und 
Marineminiſter v. Stoſch. 

Es werden darauf die Ordinarien des Ma- 


Donnerſtag, den 24. März 1881. 
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welcher Art dieſe Koſten ſein werden; in endlicher 
Erwägung, daß nach aktueller Lage der Sache ein 
Präjudiz hinſichtlich der verfaſſunge mäßigen Zu- 
ſtändigkeit des Reichstags zur Bewilligung von 
Koſten für etwaige Zollanſchlüſſe in keiner Weiſe 
erwachſen kann, geht der Reichstag über den An- 
trag der Budget - Kommiſſion zur Tagesordnung 
über. 

Der Referent, Abg. v. Benda, rechtfertigt 
den Antrag der Budgetkommiſſion. Es handle ſich 
hier um die Frage, ob in Zollverwaltungsſachen 
ein anderes Finanzrecht gelten ſolle als ſonſt; dieſe 
Frage könne doch nicht bejaht werden, ſo wie ſich 
das Etatsrecht des Reichstages bisher geſtaltet 
habe, und deshalb bedürfe die Reichsregierung eine 
Bewilligung der durch den Zollanſchluß von Al- 
tona entſtehenden Koſten. Redner ſucht die Rich- 
tigkeit dieſer Anſchauung aus vielen fiüheren Ver⸗ 
handlungen des Parlaments nachzuweiſen. Nie 
ſei eine perſönliche oder ſachliche Ausgabe gemacht 
worden, ohne vorher durch den Etat gegangen zu 
ſein. Wenn nun das Verfaſſungsrecht des Reichs- 


tages nach Artikel 38 vollſtändig feſtſtehe, jo habe 
die Regierung einen Unterſchied machen wollen in 
den Kommiſſionsverhandlungen zwiſchen dem deut- 


ſchen Reiche und dem Zollverein, fie habe erklürt: 


der letztere beſtehe noch vollſtändig auf Grand der 
vorliegenden Staatsverträge und auf Grund dieſer 


Staatsverträge ſei die Bewilligung dieſer Koſten 


recht nicht daraus hergeleitet werden. Der bishe- 
nigen authentiſchen Interpretation des Budgetrechts 
gegenüber ſcheine ihm der Antrag v. Kardorff, der 
allerdings auch eine Rechtsverwahrung enthalte, 
nicht zu genügen. 

Staatsſekretär im Reichsſchatzamt Scholz: 
Es handle ſich hier um weiter nichts, als um die 
Ausgaben für die drei als „Kaiſerlich“ bezeichne⸗ 
ten Hauptämter Hamburg, Lübeck, Bremen. Nun 
habe der Referent anerkannt, daß nach dem Zoll- 
vereinsvertrage die Sache ſo gelegen habe, wie die 
Reichsregierung fie auffaſſe; durch die Reichsver⸗ 
faſſung ſolle die Sache aber anders geworden ſein. 
Es handle ſich doch hier im Budgetrecht lediglich 
um die Reichseinnahmen und Ausgaben. Nun 
heißen die drei Hauptzollämter allerdings im Ver- 
ordnungswege „kaiſerliche“, ſie ſeien aber keine, 
ſondern eben kombinirte Abferligungsſtellen mehre- 
rer Staaten, alſo „vereinsländeriſche“, die ihre 
Beamten dorthin ſenden. Es treffe alſo deshalb 
zu, was für die preußiſchen, ſächſiſchen ꝛc. Zoll- 
ämter zutreffen würde, es ſeien alſo die Erhe— 
bungskoſten abzuziehen, ehe die Einnahmen an die 
Reichskaſſe abzuliefern ſeien. Es werde alſo das 
Budgetrecht des Reichstages nicht tangirt. So ſei 
bei dieſen drei Aemtern auf Grund der beftehen- 
den Verträge bei Beamtenneuanſtellungen niemals 
auf den Reichstag zurückgegangen, ſondern ſtete 
auf alleinigen Beſchluß des Bundesraths erfolgt. 
Wenn nun durch Anknüpfung einer Verfaſſungs⸗ 


rine-Etats, der Reichsjuſtizverwaltung, Reichsſchaß⸗ frage an dieſe einfache Sachlage dieſe Angelegen⸗ 
amtes, Reichseiſenbahnamtes, Reichsſchuld, Rech- heit fo wichtig geworden ſei, ſo müſſe er ausdrück⸗ 


nungshofes, Allgemeiner Penſions- und Reichs-In- 
validenfonds ohne erhebliche Debatte genehmigt. 

Darauf folgen die einmaligen Ausgaben. Die 
des Reichstags, auswärtigen Amtes, Reichs amt des 
Innern, Poft- und Telegraphenverwaltung, Reichs- 
Reichsdruckeret, Reichsheeres, Marineverwaltung, 
Schatzamt, Schuld, Rechnungshof, Eifenbahnyer- 
waltung, Ausgaben in Folge des Krieges gegen 
Frankreich werden durchgängig ohne Debatte nach 
den Beſchlüſſen zweiter Leſung bewilligt. 

Es folgen die Einnahmen. 

Bei den Zöllen beantragt die Budgetfommij- 
fon: der Reichstag wolle bei Titel 1 beſchließen, 
zu erklären: Die zur etwaigen Durchführung des 
Zollanſchluſſes von Altona erforderlichen Koſten be- 
dürfen, ſoweit fie nicht von den betheiligten Ein- 
zelſtaaten zu decken ſind, die Genehmigung des 
Reichstages. 

Dagegen beantragt der Abg. v. Kardorff: 
In Erwägung: daß in dem vorliegenden Etat Ko- 
ſten für den der Zeit nach noch unbeſtimmten Zoll- 
anſchluß von Altona nicht in Anjag gebracht wer⸗ 
den konnten; in fernerer Erwägung, daß ſich hier- 
nach im Augenblicke auch gar nicht überſehen läßt, 


rr en N a 


lich erklären, daß er dieſe Erklärung nicht im Na- 
men der verbündeten Regierungen abgebe. Wollte 
nun auch der Reichstag den Kommiſſtons-Antrag 
annehme, ſo würde die Reichsregierung reſp. der 
Reichskanzler gar nicht in der Lage fein, durch 
eine einfache Zuſtimmung ſolchem Beſchluſſe Folge 
zu geben, ſondern es würden Verhandlungen der 
vertragſchließenden Staaten eingeleitet werden 
müſſen. Uebrigens habe die Reichsregierung gar 
kein Intereſſe daran, daß etwa die Ausgaben dieſer 
drei früher vereinsländiſchen, jetzt ſogenannten 
kaiſerlichen Zollämter weſentlich erhöht würden, da 
nach ihrer Anſicht es lediglich Sache der nach den 
Verträgen betheiligten Staaten ſei, über dieſe 
Ausgaben Vereinbarung zu treffen, falls ſolche 
durch Beſchluß des Bundesraths erhöht werden 
ſollten. 

Abg. Dr. Delbrück ſucht nachzuweiſen, 
wie es gekommen, daß 1867 nicht dem Zollpar⸗ 
lament, ſondern dem Zollbundesrathe die Bewilli⸗ 
gung dieſer Hamburger ꝛc. Erhebungskoſten über⸗ 
tragen ſei. Nach den Zollverträgen ſeien die 
Einzelſtaaten die Träger der perſönlichen und 
ſachlichen Zollerhebungs ausgaben geweſen, ein jol- 
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cher Träger habe nun für dieſe Zollämter gefehlt. 
Auch für die fachlichen Ausgaben ſei namentlich 
niemals eine Entſchüdigung gewährt, lediglich bel 
der Errichtung des Hamburger Haupt-Amtes ſei 
die Erwägung maßgebend geweſen, daß es unbillig 
ſein würde, dieſe ſachlichen Koſten ganz auf Ham⸗ 
burg zu legen; daher ſeien Letzterem nur die 
Koſten des Grund und Bodens zugewieſen und 
die Baukoſten neben oder vielleicht entgegen den 
Verträgen auf die Zollvereinsgemeinſchaft über⸗ 
nommen worden, dieſe ſeien auf Beſchluß des 
Bundesraths aus den Einnahmen des Hauptamts 
gedeckt. Daraus könne aber nicht deduzirt wer⸗ 
den, daß heute dem Reiche noch ein Zollverein 
gegenüber ſtehe. Sowie in den Einzelſtaaten die 
Erhebungskoſten der budgetmäßigen Bewilligung 
unterlägen, würde es eine Anomalie ſein, wenn 
man gemeinſchaſtliche Ausgaben, die aber kein 
Einzelſtaat auf ſein Budget ſtellen könne, weil er 
ſie nicht ausgebe, jeder budgetmäßigen Einwirkung 
entziehen und gewiſſermaßen in der Luft ſchweben 
laſſen wolle. Nun ſeien die drei Hauptämter 
aber eben ſolche gemeinſchaftliche Einrichtungen 
wie z. B. das Abrechnungsbureau; fie könnten 
das ſehr wohl ſein, ohne daß gerade die dortigen 
Beamten ſelbſt Reichsbeamten fein müßten. Red⸗ 
ner geht auf dieſe Ausführungen näher ein und 
kommt zu dem Schluſſe, daß man dieſe Aemter 
der Kognition des Reichstags nicht wohl ſchon 
deshalb nicht entziehen könne, weil ſonſt einzig 
im Reiche daſtehende Aemter entſtehen würden, die 
jeder parlamentariſchen Kontrole entzogen wären. 
Dies könne die Abſicht nicht ſein und wenn auch 
die Ausgaben dieſer Aemter machſt aus ihren 


würde doch die Bewilligung derſelben ſtets durch 
den Reichstag erfolgen müſſen. Dieſem Gedanken 
gebe die Reſolution der Kommiſſion glücklichen 
Ausdruck, er bitte deshalb, dieſelbe anzunehmen. 
Darauf wird die Vertagung der Debatte be- 
antragt und angenommen. 
Nächſte Sitzung: Donnerſtag 11 Uhr. 
Tagesordnung: Reſt der Etatberathung; Na- 
turalleiftungen für die bewaffnete Macht im Frieden. 
Schluß 4½ Uhr 


Deutſehland. x 

* Berlin, 23. März. Nach dem vom 
Reichskanzler dem Bundesrath vorgelegten Negula- 
tiv-Entwurf betreffend die Gewährung der Zoll- 
und Steuervergütung für Tabak- und Tabaksfabri⸗ 
kate ſoll dem, welcher aus dem freien Verkehr Noh- 
tabak u. ſ. w. in Mengen von mindeſtens 20 
Kge. über die Zollgrenze ausführt, von je 100 
Kgr. neito vergütet werden für unfermentirten Roh⸗ 
tabak 33 M., für fermentirten 40 M. und ent⸗ 
rippte Blätter 47 M. Inländiſchen Tabalfabri⸗ 
kanten kann für die Ausfuhr ihrer Fabrikate über 


die Zollgrenze für 100 Kgr. netto bei Fabrikaten aus 


ausländiſchem Tabak, für Schnupf- und Kautabak 
60 M., für Rauchtabak 81 M., für Cigarren 94 


M., für Cigaretten 66 M., bei Fabrikatn aus in⸗ 
ländiſchem Tabak für Schnupf- und Kautabak 32 
M., für Rauchtabak 43 M., für Cigarren 50 M., 


für Cigaretten 35 M.; bei Fabrikaten theilweiſe 
aus ausländiſchem, theiweiſe aus inländiſchem Te- 
bak nach Maßgabe des Miſchungsverhältniſſes bei- 
der Gattungen nach den vorſtehend aufgeführten 
Sätzen. Das Regulativ enthält ferner das Ver- 
fahren bei Anmeldung, Abfertigung und Kontrole 
des zu vergütenden Tabaks. 

Bekanntlich iſt auf Grund des Fiſchereigeſetzes 
für den preußiſchen Staat vom 30. Mai 1874 
mit den norddeutſchen Staaten eine Konvention ab⸗ 
geſchloſſen, durch welche es ermöglicht worden iſt, 
in Bezug auf die Küflen- und Binnenfiſcherei in 
Deutſchland ein einheitliches Verfahren heecbeizu⸗ 
führen. Das Großherzogthum Heſſen war bisher 
noch nicht dieſer Konvention beigetreten. Wie man 
hört, haben die hierüber geführten Verhandlungen 
nunmehr zu einem befriedigenden Reſultat geführt, 
jo daß mit Ausnahme der drei anderen ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten, welche jedoch innerhalb ihres Be⸗ 
reichs wirkſame Maßnahmen in Betreff einer ord⸗ 
nungsmäßigen Fiſcherei veranlaßt haben, in Deutſch⸗ 
land ein einheitliches Verfahren beſteht. Den un⸗ 
ausgeſetzten Bemühungen des landwirthſchaftlichen 
Miniſters iſt dieſe Regelung zu danken. 


kreuzes des Verdienſtordens Philipp des Großmü⸗ 
thigen ausgedrückt. 


Der Groß⸗ 
herzog von Heſſen hat denn auch dieſen Bemühun⸗ 
gen feine Anerkennung durch Verleihung des Groß⸗ 


eigenen Einnahmen zu decken jein würden, ſe 


Frag et bei einer Strafthat, deren Verfol⸗ 
l 
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Berlin, 23. März. Der Kronprinz iſt geſtern 
Nachmittag 5 Uhr nach Petersburg abgereiſt, die 
Gemahlin und ſämmtliche erwachſenen Kinder gaben 
ihm das Geleit nach dem Bahnhöfe. In den 
Fürſtenzimmern deſſelben nahm der Kronprinz von 
den Damen in der herzlichſten Weiſe Abſchied 
und beſtieg ſodann den Salonwagen, nachdem er 
ſich auf dem Perron von den Prinzen mit war- 
mem Händedruck verabſchiedet hatte. In der Be- 
gleitung des Kronprinzen befanden ſich außer dem 
General der Kavallerie von Schlotheim der Hof- 
marſchall Graf Eulenburg, Generalmajor Miſchke 
und die perſönlichen Adjutanten Majore von Pan⸗ 
witz, von Pfuhlſtein und Rittmeiſter Freiherr von 
Nyvenheim, ſowie Stabs arzt Dr. Schrader. 

Ausland. 

Paris, 23. März. Die Preſſe Gambetta's 
preiſt natürlich den Entſchluß des Kabinets als ein 
Muſter von Weisheit und Patriotismus. Heute 
erklärte Ferry der Kommiſſion, daß das Kabinet 
einſtimmig in der Frage des Liſtenſkrutiniums die 
Neutralität beſchloſſen, um eine Kriſis zu ver- 
meiden. 

Es verlautet, gegen einen Ingenieur fei eine 
Unterſuchung im Gange wegen Mißbrauchs von 
Plänen der Pariſer Forts. 

Petersburg, 20. März. Man erzählt ſich, 
daß Alexander III. eine „Zuſtellung“ des Peters⸗ 
burger Nihiliſten⸗Komitee's erhalten hätte, in wel⸗ 
cher ihm mitgetheilt wird, daß die Todesſtrafe über 
ihn verhängt ſei, falls er nicht binnen 6 Wochen, 
vom Tage ſeines Regierungsantritts gerechnet, eine 
liberale Konſtitution proklamire. Der Zar ſoll an- 
geblich dieſes mit dem nihiliſtiſchen „Amtsſtegel“ 
verſehene Dokument auf ſeinem Kopfkiſſen gefunden 
haben. 

Petersburg, 23. März. Die Nachricht von 
einer heftigen Erkrankung des Grafen Loris⸗Meli⸗ 
koff iſt darauf zurückzuführen, daß der Graf in 
Folge der unausgeſetzten Arbeitsanſtrengung in 
der vorigen Woche einige Tage an Blutſpucken 
gelitten hat. Es iſt dies ein altes Uebel, welches 
ihn auch in früheren Jahren ſchon öfters heimge— 
ſucht hat. 

Wie verlautet, fahren dem deutſchen Kron⸗ 
prinzen und dem Erzherzog Ludwig von Oeſter⸗ 
reich heute Nacht der hieſige deutſche und öſter— 
reichiſche Botſchafter bis Gatſchina entgegen. Das 
Eintreffen der hohen Gäſte hierſelbſt wird mor- 
gen Vormittag zwiſchen zehn und elf Uhr er- 
wartet. 


Provinzielles. 

Stettin, 24. März. Seit geſtern frühßziſt, 
wie die „Oſtſee-Zeitung“ mittheilt, das Eis auf 
dem Haff beweglich geworden und wird vom Winde 
geſchoben. 

— Der auf den 19. April d. Is. für den 
Flecken Stepenitz angeſetzte Jahrmarkt iſt auf 
den 7. April verlegt worden. 


gu ntrag eintritt, der Verletzte oder 
ſonſtige Antragsberechtigte ausdrücklich auf die 
Stellung eines Strafantrages Verzicht, ſo hat nach 
einem Urtheil des Reichsgerichts, 1. Strafſenat, 
vom 13. Januar d. Is., dieſer Verzicht keine 
ſtrafrechtliche Bedeutung; der Antragsberechtigte iſt 
dadurch nicht gehindert, innerhalb der Dreimonat- 
lichen Friſt dennoch den Strafantrag zu ſtellen. 
In der heutigen Sitzung der Schöffen 
gerichts hatte ſich der Gerichtshof wieder mit der 
Frage zu beſchäftigen, ob die in den verſchiedenen 
hieſigen Geſchäften unter dem Namen „Chokoladen- 
mehl“ oder „Suppenmehl“ feilgebotene Maſſe als 
ein gefälſchtes Genußmittel zu betrachten ſei oder 
nicht, und zwar betraf es heute die Frage, ob 
Chokoladenmehl durch Zuſatz von Mehl als ge— 
fälſcht zu betrachten ſei. Herr Chemiker Benje- 
mann glaubt dies als Fälſchung bezeichnen zu 
müſſen, während Herr Dr. Pabſt auf keinen Fall 
in einem Mehlzuſatz eine Fälſchung finden zu 
können glaubt, im Gegentheil behauptete, daß der- 
artiges Chokoladenmehl ohne einen Zuſatz von 
Mehl gar nicht zum Kochen von Suppe zu ver- 
wenden wäre. Zwiſchen dieſen beiden Sachver- 
ſtändigen entſpann fi im Laufe der Verhandlung 
ein Wortwechſel, in Folge deſſen Herr Benſemann 
den Vorſitzenden bat, ihn gegen die Ausfälle des 
Herrn Dr. Pabſt zu ſchützen; dieſem Verlangen 
kounte jedoch nicht nachgekommen werden, da Herr 
Dr. Pabſt nicht das geringſte Beleidigende geäußert 
hatte. Die Gutachten beider Sachverſtändigen 
wichen weſentlich von einander ab; der Gertchts⸗ 
hof trat jedoch den Anſichten des Herrn Dr. Pabſt 
bei und ſprach den Angeklagten, welcher auf 
Grund der §§ 10 und 11 des Geſetzes vom 14. 
Mai 1875 wegen fahrläffigen Feilbietens von 
gefälſchten Genußmitteln angeklagt war, frei. 

— Der Schneider Reinh. Sommer, 
welcher ſeit dem 20. Januar vermißt wird, 
hat ſich wieder bei ſeiner Familie angefunden. 
Derſelbe hatte ſich nach Berlin begeben, um Ar- 
beit zu ſuchen, war dort erkrankt und mußte meh⸗ 
rere Wochen im Krankenhauſe Bethanien zu⸗ 
bringen. 

— In vergangener Nacht gegen ½¼ 12 Uhr 
traf der Revierwächter auf der grünen Schanze 
einen Burſchen im Alter von ca 18 Jahren, 
welcher einen Koffer trug. Als der Beamte ihn über 
den Erwerb des Koffers frug, warf der Burſche 
letzteren fort und entlief. 

— Der Glaſerlehrling Johannis Lenzing und 
der Bäckergeſelle Konrad Küſter wurden geſtern 
Abend in Haft genommen, weil ſie auf der Louiſen⸗ 
ſtraße mit den Paſſanten Skandal begannen und 
dieſelben mit Todtſchlägern und anderen gefährlichen 
Waffen bedrohten. 

Stralfund, 22. März. 


Nachdem die Trüm⸗ 
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berrenftraße Nr. 1 nunmehr beſeitigt find, hat ſich nerungsreichen Peloponnes. Wir beſuchen Korinth, 
die bereits aufgeſtellte Vermuthung lediglich beſtä- Sparta, die Trümmer von Meſſene, durchwandern 


tigt. Nicht etwa früher geſchehene Aufgrabungen 
bei Verlegung von Sielröhren unterhalb der Durch- 
fahrt tragen die Schuld; der untere Theil des 
Mauerwerks über dem Pflaſter der Durchfahrt iſt 
vielmehr unverſehrt und ohne Riſſe; wehl aber 
ſind die weiter hinauf angewendeten Lehmſteine 
durch die Witterung allmälig zerſtört und iſt die 
Giebelmauer hier nach innen abgerutſcht, wobei die 
von außen her durchbindenden Ziegel abgebrochen 
ſind. Es iſt dieſer Unfall ein neuer Beweis von 
der Unzweckmäßigkeit der ungebrannten Lehmſteine 
bei irgend nennenswerther Belaſtung und türfte 
eine Warnung in dieſer Beziehung um ſo mehr 
an der Zeit ſein, als wiederholt, auch in unſerer 
Gegend noch vor einigen Jahren, die Anwendung 
von Lehmſteinen in Verbindung mit Ziegeln von 
einflußreicher Seite her empfohlen worden iſt, ob⸗ 
wohl ſie von den Technikern verworfen wird. 
Schwetz, 22. März. Bei dem hieſigen 
Amtsgerichte ging die Anzeige ein, in Dubellno 
ſei eine Frau im Wochenbette in Folge der Unge- 
ſchicklichkeit der Hülfe leiſtenden Hebeamme ver⸗ 
ſtorben. Geſtern begab ſich eine Gerichts-Kommiſ⸗ 
ſion in Begleitung des Kreisphyſikus Dr. Roſen⸗ 
thal an Ort und Stelle, um den Thatbeſtand feſt⸗ 
zuſtellen und die Sektion der ausgegrabenen Leiche 
vorzunehmen. Es wurde jedoch konſtatirt, daß die 
Frau eines natürlichen Todes an den Folgen einer 
Frühgeburt verſtorben war. In der zweiten 
Sitzung des 4. weſtpreußiſchen Provinzial⸗Land⸗ 
tages am 12. d. Mts. wurde der Etat der hleſi⸗ 
gen Provinzial-Irren-Heil- und Pflege-Anſtalt pro 
1881/82 feſtgeſtellt und nach kurzer Debatte un- 
verändert angenommen. Hiernach balanzirt der⸗ 
ſelbe in der Einnahme und Ausgabe auf 220,332 
Mark. Die zur Unterhaltung der Anſtalt im Etat 
ausgeworfene Summe erhöht ſich faſt alljährlich 
und findet dies ſeine natürliche Erklärung darin, 
daß die Irrenanſtalt am hieſigen Orte urſprüng⸗ 
lich nur für 250 Perſonen eingerichtet war; ſie 
genügt aber ſeit mehreren Jahren nicht mehr für 
den Bedarf, obwohl zu Zeiten nahezu 400 Kranke, 
oft auch darüber, darin Verpflegung finden. Vor 
ungefähr 3 Jahren wurde die Erweiterung der 
Anſtalt in's Auge gefaßt und zwar in der Weiſe, 
daß ein Häuſerkompler auf einem von der Anſtalt 
nicht zu entfernten Platze erbaut und die Leitung 
und Verwaltung dem jeweiligen Anſtaltsdirektor 
mit übertragen werden ſollte. Praktiſche Erwä⸗ 
gungen und örtliche Schwierigkeiten ließen erken⸗ 
nen, daß eine Erweiterung nur in beſchränktem 
Maße hätte ſtattfinden können und fo ließ man 
denn dieſen Plan fallen. Die Provinzial-Berwal- 
tung beſchloß nunmehr den Bau einer zweiten 
Prosinzial-Frren-Anftalt in Neuſtadt in Weſtpr. 
Von dieſer Stadt find der Provinzial ⸗Verwaltung 
äußerſt günſtige Offerten gemacht und auch die 
ziemlich erheblichen Opfer nicht geſcheut, von deren 
Bewilligung die Gründung der Anſtalt an jenem 
Orte abhängig gemacht wurde. Zu der bereits ſchon 
früher zur Errichtung dieſer Anſtalt bewilligten 
Summe von 1 Million Märk wurden von dem in 
voriger Woche geſchloſſenen Provinzial-Landtage noch 
400,000 Mark nachbewilligt. Die Schwetzer 
Irren-Anſtalt wird theils durch Zuſchüſſe aus der 
Landeshauptkaſſe, theils durch die Pflegegelder für 
die in drei Klaſſen verpflegten Kranken erhalten. 
An Pflegegeldern für die in der Anſtalt unterge- 
brachten Kranken kamen im Jahre 1876 58,618 
Mark ein; der nächſtjährige Etat weiſt in dieſer 
Hinſicht 70,229 Mark, mithin eine Mehreinnahme 
von 11,611 Mark auf. Augenblicklich ſind an 
der Anſtalt beſchäftigt: 1 Direktor, 3 Aerzte und 
etwa 80 Beamte und Wärter; fie bildet eine Pa- 
rochie für ſich; in derſelben leben 311 Evangeli- 
ſche, 131 Katholiken, 21 Juden, 2 Altlutheraner 
und 5 Baptiſten, zuſammen 470 Perſonen. — 
Zur Feier des Geburtstages Sr. Majeſtät des Kai⸗ 
ſers und Königs fanden heute im Progymnaſium, 
in der höheren Töchterſchule und in der Knaben⸗ 
und Mädchenſchule auf den feſtlichen Tag bezüg⸗ 
liche Redeakte, Deklamationen und Geſänge ſtatt. 
In beiden Pfarrkirchen, der evangeliſchen und ka⸗ 
tholiſchen, wurde ein Feſtgottesdienſt abgehalten. 
Viele Beamte und Bürger der Stadt, ſowie die 
Beſitzer aus der Umgebung vereinigen ſich in 
Wildt's Hotel zu einem Diner. Von den öffent⸗ 
lichen und Privat-Gebäuden wehen zahlreiche Fah⸗ 
nen und Flaggen und für den Abend wird eine 
allgemeine, große Illumination vorbereitet. 


Kunſt und Literatur. 

Der Orient, geſchildert von A. v. Schwei⸗ 
ger-Lerchenfeld. (A. Hartleben's Verlag, Wien. 
In 30 Lieferungen à 30 Kr. = 60 Pf.) Die 
joeben zur Ausgabe gelangten Lieferungen 1 bis 4 
dieſes sriginellen und inhaltvellen Prachtwerkes ge- 
ben uns ein ungemein anregendes und abwechs⸗ 
lungsreiches Gemälde Griechenlands. Wer nie in 
der Lage war, auf dieſem klaſſiſchen Boden zu 
wandeln, wird an der Hand dieſer außergewöhnlich 
plaſtiſchen Schilderungen unſchwer den vollen Ein⸗ 
druck von all den Herrlichkeiten gewinnen, über die 
das Land der Hellenen verfügt. Der Autor führt 
uns zunächſt durch das moderne Athen und 
macht dann mit uns von der Höhe der Akro⸗ 
polis einen Blick in die Vergangenheit, um dem 
Leſer die Feſttheilnahme an den „Panathenäen“ in 
phantaſievoller Weiſe vorzuführen. Es ſind die 
Athener des Perikles, es find ihre Beſten und 
Auserwählten, ihre ehrwürdigen Erſephoren, ihre 
göttlichen Jungfrauen, Prieſter, Tempeldiener, ihre 
prächtigen Hipparchen an der Spitze der übrigen 
Ritterſchaft, und zuletzt ſtreitbares Volk im glän- 
zenden Waffenſchmuck, Bürger, Metöken und Fremde. 


Arkadien und lauſchen am düſteren Waſſerfall 
der Styx den Geiſterſtimmen aus der Vorzeit. 
In mächtiger Fülle fpieien ſich vor unſeren 
Blicken die großen Ereigniſſe aus der Zeit des 
alten Griechenthums ab. Jede Landſchaft hat 
ihre „hiſtoriſche Staffage“, jedes Sta dtebild iſt 
von glorreichen Erinnerungen umwoben. Faſt un⸗ 
bemerkt lebt ſich der Leſer in dieſes Nebeneinander 
von Einſt und Jetzt ein, um ſchließlich das ganze 
lebensvolle Bild von Land, Leuten und Ereigniſſen 
in ſeiner farbigen Totalität ſeinem Geiſte einzu⸗ 
prägen. Von beſonders aktuellem Intereſſe ſind 
die Schilderungen aus dem Epirus und Theſſalien, 
unſeres Wiſſens die bis jetzt einzigen, denn weder 
Geographen noch Reiſeſchriftſteller haben ſich früher 
mit dieſen Ländern eingehender befaßt. Das 4. 
Heft behandelt bereits auch einen Theil Macede⸗ 
niens, wobei der Autor an das einſtige Reich 
Philipps und Alexanders anknüpft und die un⸗ 
geheuere Kluft zwiſchen Einſt und Jetzt auf in- 
tereſſante und draſtiſche Weiſe dem Leſer ver⸗ 
anſchaulicht. Die Illuſtrirung dieſes Werkes iſt 
von vollendeter Schönheit, wie deſſen ganze Ans- 
ſtattung. n 47 


Vermiſchtes. 

— In der Vorwoche der diesjährigen Oſter⸗ 
meſſe findet die ſtatutenmäßige Haupt⸗Verſamm⸗ 
lung des Vereins Woll-Konvent, verbunden mit 
einer Fließ-Ausſtellung, in dem Saale der Buch- 
händlerbörſe zu Leipzig ſtatt, wozu die Mitglieder 
des Vereins und alle ſonſtigen Intereſſenten durch 
das Bereins-Organ „Zeitung für Schafzucht und 
Woll⸗Produktion“ eingeladen werden. Die Fließ⸗ 
Ausſtelung beginnt am Donnerſtag, den 28. 
April, Morgens 8 Uhr, und dauert bis Sonn- 
abend, den 30. April, Mittags 1 Uhr. Es wird 
gebeten, dieſelbe recht zahlreich mit in Schweiß 
geſchorenen, ſowie in Rückenwäſche gewaſchenen 
ganzen Fließen zu beſchicken. Die Hauptverfamm- 
lung ſindet ebendaſelbſt am Donnerſtag, den 28. 
April, Abends 6 Uhr, ſtatt. Auf der Tages- 
Ordnung befinden ſich u. A. folgende Punkte: 
Bericht des Vorſitzenden und Rechnungslegung. 
Wahl des neuen Ausſchuſſes. Anträge auf Ab- 
änderung des Statuts: Den Verein „Deutſchen 
Woll⸗Konvent“ ſtatt einfach „Woll-Konvent“ zu 
nennen. (Referent: Landes-Oekonomierath Knauer⸗ 
Gröbers.) Auch Handelsfirmen, landwirthſchaft⸗ 
liche, züchteriſche oder wollgewerbliche Vereine 
können Mitglieder des Vereins gegen Zahlung des 
ſtatutenmäßigen Beitrages von 10 Mark werden, 
doch hat nur ein Mitglied der Firma bezw. des 
Vereins das Recht, dieſelbe in den Vereins-Ver⸗ 
ſammlungen zu vertreten. (Referenten: Zſchille in 


Großenhain und “in Georg v. Schönaich-Ca⸗ 
rolath auf Mellendorf.) Seide eit ei er⸗ 
einbarung 


er Terminologie für die Woll xc. 
Eigenſchaften, zum leichteren Verſtändniß zwiſchen 
Fabrikanten und Händlern einerſeits und Produ- 
zenten andererſeits. (Referent: Direktor Offer⸗ 
mann; Korreferent: Bohm.) Uſancen bei dem, 
Wollhandel. Referent noch zu ernennen; Kor- 
referent: Prinz v. Schönaich⸗Carolath.) Entwurf 
eines Programms für Schaf- Ausſtellungen. (Re⸗ 
ferent: Oekonomierath Berlin.) Die Mitglieder 
des Woll-Konvents (reſp. ſolche, die es werden 
wollen), welche wünſchen, daß noch andere Fragen 
auf die Tagesordnung kommen, werden erſucht, 
dieſelben bis ſpäteſtens den 10. April, unter 
Nennung des Referenten dafür, bei dem derzeiti⸗ 
gen Vorſitzenden Bohm in Leipzig, Emilienſtr. 28, 
anzumelden, um ſolche noch in das Programm 
aufnehmen zu können. Die Anmeldung der aus- 
zuſtellenden Fließe nach Zahl, Raſſe oder Zucht- 
richtung werden die Ausſteller gebeten, ſobald 
wie möglich, die Einſendung derſelben aber 
ſpäteſtens bis zum 22. April zu effektuiren. 

— Henri Rochefort erzählt in ſeinem Blatt, 
um die Hoffnungen, die man auf die Regierung 
des neuen Zaren ſetzt, zu charakteriſiren, eine 
Anekdote, die er bei ſeiner Anweſenheit in Genf 
von dem flüchtigen Nihiliſten Krapotkin erfahren 
haben will. Dieſer Krapotkin iſt ein Vetter jenes 
Fürſten Krapotkin, der auf Anſtiften des revolu— 
tionären Komitee's vor einigen Jahren ermordet 
worden iſt. Krapotkin, der jetzt in Genf lebende 
Nihiliſt, gehörte vor Jahren zu den Pagen des 
verſtorbenen Zar Alexander. Er hatte zum intl; 
men Freund einen jungen Finnländer von ſchwe⸗ 
diſcher Abkunft, Namens Rölkowious, welcher eines 
Tages dem Zarewitſch, dem jetzigen Kaiſer Aleran- 
der III., über den Ankauf von Gewehren, welche 
ein amerikaniſcher Fabrikant geliefert hatte, Bericht 
zu erſtatten beauftragt war. Im Laufe der Unter- 
haltung wurde der Zarewitſch etwas aufbrauſend 
und er ſchleuderte dem jungen Finnländer zwei 
oder drei derart verletzende Worte entgegen, daß 
dieſer ſich erhob und das Zimmer ohne eine Silbe 
zu ſprechen verließ. Da dieſer junge Mann, wie 
die meiſten ſeiner Landsleute, im Punkte der Ehre 
ſehr empfindlich war, ſchickte er noch an demſelben 
Abend dem Sohne des damaligen Kaiſers einen 
Brief, in dem er ihn höflich, aber entſchieden er- 
ſuchte, entweder ihm Genugthuung zu ſchaffen oder 
die ihm gegenüber gethanen beleidigenden Aeuße⸗ 
rungen zurückzunehmen. Er fügte hinzu, daß, 
wenn bis zum nächſten Morgen nicht auf die eine 
oder die andere Weiſe ſeine verletzte Ehre wieder⸗ 
hergeſtellt ſein würde, er ſich gezwungen ſehe, ſich 
eine Kugel durch den Kopf zu ſchießen. Der 
Großfürſt⸗Thronfolger warf den Brief in den Pa- 
pierkorb. Am nächſten Tage hatte ſich Rulkowlous 
getödtet. Der Lärm, der ſich ob dieſes Selbſt⸗ 
mordes in Petersburg verbreitete, war ein unge⸗ 
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machte ſich ein ſolcher Ausbruch des Un willens 
gegen den Zarewitſch bemerkbar, daß Alexander II. 
ſeinen Sohn zu ſich kommen ließ und ihm auf's 
Strengſte befahl, zu der Beerdigung ſeines Opfers 
zu gehen, wozu ſich denn auch der Zarewitſch 
trotz anfänglichen Weigerns bequemen mußte. In 
Folge dieſes Vorkommniſſes ging dann der Groß⸗ 
fürſt⸗Thronfolger für die Dauer eines Monats auf 
Reiſen 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Paderborn, 23. März. Der Oberpräſtdent 
zeigte dem Domkapitel beute an, daß der Dom- 
kapitular Drobe als Bisthumeverweſer anerkannt 
if. Der Eid iſt demſelben erlaſſen. 

Wien, 23. März. Im Abgeordnetenhauſte 
wurde von Skene und Genoſſen eine Interpella⸗ 
tion an die Regierung darüber eingebracht, ob es 
begründet ſei, daß der Zolltarif durch den Han- 
delsvertrag mit Deutſchland eine Bindung auf 10 
Jahre erfahren ſolle und ob Deutſchland eine ent⸗ 
ſprechende Gegenkonzeſſton leiſte? 

Paris, 23. März. Dem Minifterium der 
Marine und der Kolonien ſind Depeſchen von dem 
Gouverneur des Senegalgebietes zugegangen, in 
welchen über einen Zuſammenſtoß berichtet wird, 
der am 8. d. Mts. zwiſchen einem Theile einer 
mit der Errichtung einer Telegraphenlinie in Futa 
beauftragten Infanterie-Kolonne und Eingeborenen 
ſtattgefunden hat. Der Feind griff die franzöſiſche 
Abtheilung an und wurde zurückgeſchlagen. Drei 
Offiziere und neun Soldaten wurden getoͤdtet und 
neun Soldaten verwundet. Unter den Gefallenen 
befindet ſich der Führer des Detachements. Der 
Verluſt des Feindes, welcher die Flucht ergriff, be⸗ 
trug gegen 100 Mann. Die Eingeborenen waren 
in einer Stärke von 1500 Mann, während die 
franzöſiſche Abtheilung nur 150 Mann ſtark war. 

Paris, 23. März. Aus Liſſabon wird ge⸗ 
meldet: 

Das Kabinet gab wegen eines Votums der 
Pairskammer ſeine Entlaſſung. Der König berief 
die Chefs der konſervativen Partei zur Bildung 
eines neuen Kabin tts. Ueber den Sturz des Ka⸗ 
binets herrſcht allgemeine Freude, die Aufregung 
iſt groß, es fanden jedoch keine lärmenden Mani⸗ 
feſtationen ſtatt. 

London, 23. März. Der Transportdampfer 
„Holland“, welcher heute mit Truppen und Kriegs⸗ 
munition nach Durban abgehen ſollte, hat mit 
Rückſicht auf den bevorſtehenden Abſchluß des Frie- 
dens mit dem Transvaallande Befehl erhalten, 
Truppen und Ladung wieder auszuſchiffen. 

Paris, 23. März. Das Zuchtpolizeigericht 
hat den Buchbinder Griveau und den Schneider 
Wilhelm wegen Anſchlagens von Adreſſen, in wel⸗ 
chen die Nihiliſten beglückwünſcht wurden, zu je 8 
Monat Gefängniß und den Geranten des Jour⸗ 
nals „Ni dieu, ni maitre®, Mornae, wegen des- 
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und es iſt jeder offizielle Empfang verbeten wor⸗ 
den. Der Kronprinz von Dänemark iſt geſtern 
eingetroffen und wurde von ſeiner Schweſter, der 
jetzigen Kaiſerin, am Bahnhof begrüßt. 
Petersburg, 23. März. Der neue Stadt- 
hauptmann Baranoff publizirt ein Programm, in 
welchem den Polizei-Beamten, wenn fie es für nö⸗ 
thig erachten, ein Ueberſchreiten ihrer Amtsbefug- 
niſſe erlaubt wird. Es heißt in dem Programm 
wörtlich: „Indem ich es unnütz finde, ausführliche 
Inſtruktionen zu geben, begnüge ich mich mit dem 
Hinweis, daß die Beamten ihrer Pflichten einge- 
denk, immer ehrlich und vernünftig vorgehen ſoll— 
ten. Hierdurch wird die Polizei die Sympathien 
und nöthigenfalls die Hülfe des Publikums finden 
und nur die Mitwirkung des beſſeren Theiles der 
Bevölkerung kann den Erfolg bewirken. In Aus« 
nahmefällen, welche ein ſofortiges Ergreifen that⸗ 
kräftiger Maßregeln für Verhinderung unglücklicher 
Folgen verlangen, iſt jeder Beamte verpflichtet, den 
jeglichen Umſtänden entſprechende Maßregeln zu er- 


Petersburg 23. März. Der Kronprinz des 
deutſchen Reiches trifft morgen Nachmittag hier ein 


— 


greifen, wenngleich er zu ſolchen für gewöhnlich 


nicht autoriſirt iſt.“ Weiter heißt es: „Aus- 
nahmefälle berechtigen jeden Beamten, Tag und 
Nacht, ohne Rückſicht auf Formalitäten ſchriftlich 
oder mündlich ihn (Baranoff) anzurufen.“ 

Der Emir von Buchara hat dem Zar tele- 
graphiſch kondolirt. 

Petersburg, 23. März. Der Gehülfe des 
Miniſters des Innern hat an den Stadthauptmann 
ein Schreiben gerichtet, durch das er den Dank 
des Kaiſers für die Ergebenheits-Adreſſe der Stadt- 
duma übermittelt. Ein anderes Schreiben des Mi- 
niſteis des Innern an das Stadthaupt Baron v. 
Korf lautet folgendermaßen: „Ich erfülle eine an⸗ 
genehme Pflicht, indem ich Ew. Excellenz bitte, der 
Stadtduma aufrichtigen Dank auszuſprechen für die 
Hülfe, welche fie, bei der Aufrechthaltung der Ord- 
nung während der Ueberführung der Leiche des in 
Gott ruhenden Kaiſers in den Straßen, die der 
Zug paſſirte, geleiſtet hat.“ 
Härte in der Duma, Perſonen aller Geſellſchafts⸗ 
klaſſen hätten der Gewandtheit Lob gezollt, welche 
die Deputirten der Stadt bei der Wahrung der 
Ordnung während des Trauerzuges bewieſen ba- 
ben. Das Stadthaupt knüpfte hieran den Aus- 
druck der Hoffnung, die Regierung werde immer die 


ſtädtiſchen Korporationen bereit finden, die Inter⸗ K 7 


eſſen des Vaterlandes zu wahren. 


Das Stadthaupt er- \ 
E 


| 


Ira 


Der Zar ernannte den Thronfolger Niksla l 


zum Kanzler der Univerſität Helſingfors, durch 


welche Ernennung die Anerkennung über die Hal- 
tung der Helſingforſer Studentenſchaft zum Aus. 


druck gebracht werden ſoll. 


